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einer in internationaler Zusammenarbeit vereinbarten 
Ausfuhrkontrolle dient;

2. die Ausfuhr von Gegenständen, die zur Durchführung 
militärischer Aktionen bestimmt sind;

3. die Einfuhr von Waffen, Munition und Kriegsgerät;
4. Rechtsgeschäfte über gewerbliche Schutzrechte, Erfindun­

gen, Herstellungsverfahren und Erfahrungen in bezug auf 
die in Ziff. 1 bezeichneten Waren und sonstigen Gegen­
stände.

(3) Zu den in Abs. 1 genannten Zwecken können auch 
Rechtsgeschäfte und Handlungen von Bürgern der Deutschen 
Demokratischen Republik in fremden Währungsgebieten be­
schränkt werden, die sich auf Waren und sonstige Gegen­
stände nach Abs. 2 Ziff. 1 einschließlich ihrer Entwicklung und 
Herstellung beziehen, wenn der Bürger der Deutschen Demo­
kratischen Republik

1. Inhaber eines Personaldokumentes der Deutschen Demo­
kratischen Republik ist oder

2. verpflichtet wäre, einen Personalausweis zu besitzen, falls 
er eine Wohnung im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
hätte.

Dies gilt vor allem, wenn die Beschränkung der in internatio­
naler Zusammenarbeit vereinbarten Verhinderung der Ver­
breitung von Waren und sonstigen Gegenständen nach Abs. 2 
Ziff. 1 dient.

Dritter Abschnitt
Warenverkehr

§ 12
Warenausfuhr

(1) Die Ausfuhr von Waren kann beschränkt wenden, um 
einer Gefährdung der Deckung des lebenswichtigen Bedarfs 
im Wirtschaftsgebiet oder in Teilen des Wirtschaftsgebietes im 
gesamtwirtschaftlichen Interesse vorzubeugen oder entgegen­
zuwirken. Die Beschränkungen sind nur zulässig, wenn der 
Bedarf auf andere Weise nicht, nicht rechtzeitig oder nur mit 
unverhältnismäßigen Mitteln gedeckt werden kann.

(2) Die Ausfuhr von ernährungs- und landwirtschaftlichen 
Erzeugnissen kann beschränkt werden, um erheblichen Stö­
rungen der Ausfuhr durch Lieferung minderwertiger Erzeug­
nisse vorzubeugen oder entgegenzuwirken. Dabei können 
durch Rechtsvorschrift Mindestanforderungen für die Güte der 
Erzeugnisse vorgeschrieben werden.

(3) Die Ausfuhr von Waren, die in das Wirtschaftsgebiet 
verbracht worden sind, kann beschränkt werden, um im Rah­
men der Zusammenarbeit in einer zwischenstaatlichen wirt­
schaftlichen Organisation sicherzustellen, daß die Regelungen 
der Mitgliedstaaten über die Wareneinfuhr aus Gebieten 
außerhalb der Organisation wirksam durchgeführt werden 
können.

§ 13
Ausfuhrverträge

(1) Bei Rechtsgeschäften, durch die sich ein Gebietsansässi­
ger zur Lieferung einer Ware mach fremden Währungsgebie­
ten verpflichtet (Ausfuhrverträge), kann die Vereinbarung 
von Zahlungs- oder Lieferungsbedingungen, die für den Ab­
nehmer günstiger als die handeis- und branchenüblichen Be­
dingungen sind, beschränkt werden, um erheblichen Störun­
gen der Ausfuhr in das Käuferland vorzubeugen oder entge­
genzuwirken.

(2) Im Ausfuhrgeschäft soll der Ausführer unter Berück­
sichtigung der außenwirtschaftlichen Belange der Allgemein­
heit die Preise so gestalten, daß schädliche Auswirkungen, ins­
besondere Abwehrmaßm-ahmen des Käufer- oder Verbrauchs­
landes, vermieden werden.

§14
Wareneinfuhr

(1) Die Einfuhr von Waren durch Gebietsansässige ist nach 
Maßgabe der durch Rechtsvorschrift erlassenen Einfuhrliste

ohne Genehmigung zulässig. Im übrigen bedarf die Einfuhr 
von Waren der Genehmigung.

(2) Die EinfuhrMste kann durch Rechtsvorschrift geändert 
werden.

(3) Durch Änderung der Einfuhrliste sind Einfuhrbeschrän­
kungen aufzuheben, soweit die nach den §§ 8 bis 11 zu be­
rücksichtigenden Zwecke oder ein berechtigtes Schutzbedürf­
nis der Wirtschaft oder einzelner Wirtschaftszweige im Wirt­
schaftsgebiet oder in Teilen des Wirtschaftsgebietes der Auf­
hebung der-Beschränkungen auch unter Berücksichtigung han­
delspolitischer Erfordernisse nicht mehr entgegenstehen. Das 
Schutzbedürfnis ist berechtigt, wenn ohne die Beschränkun­
gen Waren in derart erhöhten Mengen und unter solchen Be­
dingungen eingeführt würden, daß ein erheblicher Schaden 
für die Erzeugung -gleichartiger oder zum gleichen Zweck ver­
wendbarer Waren im Wirtschaftsgebiet -eintritt oder einzu­
treten droht, und wenn dieser Schaden im Interesse der All­
gemeinheit abgewendet werden muß. Ist die Elinfuhr durch 
andere Rechtsvorschriften beschränkt, so soll im allgemeinen 
von der Änderung der Einfuhrliste abgesehen werden, auch 
wenn die Voraussetzungen des Satzes 1 gegeben sind.

(4) Durch Änderung der Einfuhrliste dürfen Einfuhrbe­
schränkungen nur angeordnet werden, soweit dies zur Wah­
rung der in Abs. 3 genannten Belange geboten ist.

(5) Durch Rechtsvorschrift kann vorgesehen werden, daß 
die Einfuhr keiner Genehmigung bedarf,
1. wenn die Waren nicht in den freien Verkehr des Wirt­

schaftsgebietes verbracht werden oder
2. wenn durch Begrenzung der Warenmenge, des Warenwer­

tes, durch Beschränkung des Verwendungszwecks oder 
auf andere Weise eine Gefährdung der nach Abs. 3 zu 
wahrenden Belange ausgeschlossen wird.

Dies gilt insbesondere für die Einfuhr in einen Freihafen, 
für die Einfuhr im Zollveredelungsverkehr, zur Zollagerung, 
im Reiseverkehr, im kleinen Grenzverkehr, für Zwecke des 
Schiffsbedarfs, zur nichtgewerbsmäßigen Verwendung sowie 
für die Einfuhr von Übersiedlungs- und Erbschaftsgut.

§ 15
Lieferfristen bei der genehmigungsfreien Einfuhr

Bei der genehmigungsfreien Einfuhr kann die Vereinba­
rung und Inanspruchnahme von Lieferfristen beschränkt wer­
den, um die in § 14 Abs. 3 genannten Belange zu wahren.

§16
Genehmigungsbedürftige Einfuhr

(1) Für Waren, deren Einfuhr der Genehmigung bedarf, sind 
unter Berücksichtigung der handeis- und sonstigen wirt­
schaftspolitischen Erfordernisse Einfuhrgenehmigungen zu er­
teilen, soweit dies unter Wahrung -der in § 14 Abs. 3 -genann­
ten Belange möglich ist.

(2) Bei der -Erteilung von Einfuhrgenehmigungen handeln 
die zuständigen Stellen nach Richtlinien, die der Minister für 
Wirtschaft und der Minister für Ernährung, Land- und Forst­
wirtschaft im beiderseitigen Einvernehmen und in Abstim­
mung mit dem Minister der Finanzen und der Deutschen Bun­
desbank erlassen. Auf der Grundlage dieser Richtlinien sol­
len die für die 'Einteilung von Einfuhrgenehmigungen zustän­
digen Stellen in einer amtlichen Bekanntmachung des Mini­
sters der Justiz die Einzelheiten -bekannt geben, die bei den 
Anträgen auf Erteilung der Genehmigung zu beachten sind 
(Ausschreibung).

§ 17
Verwendungsbeschränkungen bei der Wareneinfuhr

Ist die Einfuhr von Waren unter der Voraussetzung zuge­
lassen oder unter der Auflage genehmigt, daß die Ware nur 
in bestimmter Weise verwendet werden darf, so hat der Ver­
äußerer diese Verwendungsbeschränkung bei der Veräuße­
rung jedem Erwerber der Ware nachweisbar mitzuteilen. Der 
Einführer und der Erwerber dürfen dig Ware nur in der vor­
geschriebenen Weise verwenden.


